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TOP VI  Tätigkeitsbericht der Bundesärztekammer  

  Titel:  Betäubungsmittelverschreibungsverordnung ist nicht praktikabel - keine 

Kriminalisierung der behandelnden Ärztlinnen und Ärzte  

Entschließungsantrag  

  
Von:  Dr. Heidemarie Lux als Delegierte der Bayerischen Landesärztekammer 

Dr. Gerald Quitterer als Delegierter der Bayerischen Landesärztekammer 

 

 

DER DEUTSCHE ÄRZTETAG MÖGE FOLGENDE ENTSCHLIESSUNG FASSEN:  
   

Der 116. Deutsche Ärztetag 2013 richtet den dringenden Appell an das Ministerium für 

Gesundheit (BMG), die Betäubungsmittelverschreibungsverordnung (BtMVV) in der 

Weise anzupassen, dass sie auch im praktischen Vollzug nicht dazu führt, Ärzte letztlich 

zu kriminalisieren. 

Insbesondere die Take-Home-Vorschriften und die Vorgaben bezüglich des Beigebrauchs 

sind dringend änderungsbedürftig. Es besteht derzeit die Gefahr, dass Ärztinnen und 

Ärzte, die sich um suchtkranke Patienten kümmern wollen, davon Abstand nehmen, weil 

sie befürchten müssen, bei einem auch noch so kleinsten Abweichen von den Vorgaben, 

erhebliche strafrechtliche Konsequenzen befürchten zu müssen. Ärztinnen und Ärzte, die 

sich um Suchtkranke kümmern, dürfen nicht kriminalisiert werden und müssen die 

Sicherheit haben, dass sie bei der Verwendung einer praktikablen BtMVV auch der 

Unterstützung der Strafverfolgungsbehörden sicher sein können. Insofern ist eine 

entsprechende Überprüfung der BtMVV und diesbezüglich eine Anhörung von 

Sachverständigen, die in diesem Versorgungsbereich tätig sind, unumgänglich und auch 

zeitlich nicht mehr aufschiebbar. 

   

 

 

Begründung:  

Es besteht bei der derzeitigen Gesetzeslage die Gefahr, dass Ärzte aus Angst vor 

strafrechtlichen Konsequenzen diese Tätigkeit aufgeben, weil sie letztendlich auch um 

ihre Existenz fürchten müssen. Dabei ist aber zu betonen, dass nicht etwa einer 

generellen Freigabe das Wort geredet wird, da die betreffenden Regularien vom 

Grundsatz her zur Gewährleistung der ärztlichen Verantwortbarkeit dieser Therapie 

notwendig sind. Dieser Antrag wurde bereits vom Bayerischen Ärztetag im Oktober 2012 

mit großer Mehrheit angenommen.  

   

 


